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Vertragsbedingungen, KLBG/3569IM-ALV12 

 

 

ALLGEMEINE VERTRAGSBEDINGUNGEN 
GA III/1 – Hochbau 

GA III/2 Technisches Gebäudemanagement und Energie 
 

 

A  A l l g e m e i n e  V e r t r a g s b e s t i m m u n g e n  

Die Auftraggeberin, in Folge kurz AG genannt, ist die Stadtgemeinde Klosterneuburg. DVR Nr.: 

0092096, UID Nr.: ATU16231600. Die UID-Nummer ist auf allen Rechnungen anzuführen.  

 

Der Auftragnehmer wird in Folge kurz AN genannt. 

 

Auftrag ist der auf Grundlage dieser Geschäftsbedingungen geschlossene Vertrag (Auftrag, 

Werkvertrag, samt allfälligen weiteren Vertragsbestandteilen) zwischen AG und AN zur Erbrin-

gung einer Leistung. 

 

VERTRAGSGEGENSTAND ist die vom AN laut Auftrag geschuldete Leistung. 

 

 

A.1 Angebot, Auftragserteilung, Zusatzvereinbarungen 

 

A.1.1 Der AN gibt sein Angebot für die AG kostenlos, aber verbindlich ab. Hat die AG dem AN 

Anfragegrundlagen übermittelt, gibt der AN sein Angebot auf Grundlage der Anfragegrund-

lagen der AG ab. Das Angebot hat sämtliche Preise, Angaben und Erklärungen zu enthalten.  

 

 

 

Immobilien- und Gebäudemanagement 
Sachbearbeiter: Mag. Eva Erenli 

Rathausplatz 1, 3400 Klosterneuburg 

stadtamt@klosterneuburg.at / 02243 444 - 445 

Klosterneuburg, am 23. September 2022 

Der Gemeinderat 
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A.1.2 Das Angebot des AN umfasst die Leistungserbringung unter Berücksichtigung aller einschlä-

gigen Gesetze, Verordnungen, Bescheide und Auflagen von Behörden in ihrer letztgütigen 

Fassung. Außerdem haben dem Angebot, soweit beiliegende Leistungsverzeichnisse und die 

Besonderen Vertragsbestimmungen nicht davon abweichen, die einschlägigen ÖNORMEN 

und Richtlinien in der jeweils gültigen Fassung zu Grunde zu liegen. Dies bezieht sich insbe-

sondere, aber nicht ausschließlich, auf die Güte der Werkstoffe. Sollten die dem AN von der 

AG als Anfragegrundlagen übermittelten Unterlagen Gesetzen, Verordnungen, Richtlinien 

und dergleichen widersprechen, so ist die AG davon in Kenntnis zu setzen. 

 

A.1.3 Die im Leistungsverzeichnis von der AG angegebenen Materialen gelten als Qualitätsvorgabe 

und gleichzeitig als verpflichtend einzuhaltender Mindeststandard. Der AN ist verpflichtet, 

beim Verwenden von gleichwertigen Materialien deren Qualitätsgleichwertigkeit durch Prüf-

zeugnisse einer staatlich autorisierten Prüfanstalt nachzuweisen. Diese Materialien dürfen 

nur mit ausdrücklicher Genehmigung der AG verwendet werden. 

 

A.1.4 Kann der Nachweis der Qualitätsgleichwertigkeit nicht erbracht werden, sind die im Leis-

tungsverzeichnis angeführten Materialien zu verwenden. 

 

A.1.5 Erfordern die vom AN angebotenen Materialien bzw Erzeugnisse das Ändern der Architek-

ten- oder Statik-Pläne, behält sich die AG das Recht vor, ihre Zustimmung unter der Bedin-

gung zu erklären, dass der AN die Kosten der Planänderung übernimmt. 

 

A.1.6 Sind zur Erfüllung des Vertragsgegenstandes erforderliche Leistungen in den Anfragegrund-

lagen oder der Leistungsbeschreibung nicht ausgewiesen, so ist unverzüglich (längstens bin-

nen sieben Werktagen), jedenfalls aber vor Beginn der Arbeiten, der AG ein Zusatzangebot 

vorzulegen. Unterlässt es der AN, ein solches Zusatzangebot zu legen, gelten diese Leistun-

gen als im Hauptangebot inkludiert und werden sohin nicht gesondert vergütet. 

 

A.1.7 Dem Zusatzangebot sind prüffähige Kalkulationsunterlagen beizugeben, wobei als Preisbasis 

das Hauptangebot, inklusive allfälliger Nachlässe, zu wählen ist. Mehrere Zusatzangebote 

sind fortlaufend durch zu nummerieren.  

 

A.1.8 Der AN hat weiters die Leistungsabweichung zu beschreiben und darzulegen, dass die Ab-

weichung aus der Sphäre der AG stammt. Die erforderliche Dokumentation ist beizulegen. 

Ist die Ursache der Leistungsabweichung eine Leistungsänderung, reicht ein Hinweis auf die 

Leistungsanordnung. Davon unberührt bleibt die Verpflichtung des AN, die AG vor einer 

Überschreitung der Auftragssumme bei sonstigem Verlust der Mehrkosten unverzüglich zu 

warnen, wenn sich eine solche Kostenüberschreitung als unvermeidlich herausstellt. Dies gilt 

auch dann, wenn die Kostenüberschreitung aus der AG zurechenbaren Gründen erfolgt. 

 

A.1.9 Die Anfragegrundlagen sowie allfällige Beilagen sind in allen Teilen vollständig auszufüllen. 

Die AG behält sich das Recht vor, unvollständige Angebote auszuscheiden. Alternativange-

bote sind nur zusätzlich zu einem ordnungsgemäßen Angebot zulässig.  
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A.1.10 Die Angebotserstellung sowie sämtliche zur Erstellung des Angebots notwendige Maßnah-

men und Leistungen sowie etwaige Lizenzgebühren, Zölle, Auslösen, Patente, etc werden 

nicht vergütet.  

 

A.1.11 Änderungen oder Vermerke an den von der AG bereit gestellten Anfragegrundlagen, dem 

Leistungsverzeichnis, den Anlagen oder Vertragsbedingungen sind unwirksam, sofern sie 

nicht von der AG schriftlich anerkannt worden sind.  

 

Als notwendig erachtete Bemerkungen und Ergänzungen sowie die Beigebung von zusätzli-

chen Unterlagen sind in einem gesonderten Begleitbrief zum Angebot zu vermerken bzw an-

zubieten. Das Angebot und die abgegebenen Erklärungen sind vom AN rechtsverbindlich zu 

unterfertigen. 

 

A.1.12 Sämtliche Leistungspositionen sind gesondert zu kalkulieren und auszuweisen. Eine wider-

sprechende Vorgangsweise bedingt den Ausschluss des Angebotes. 

 

A.1.13  Dem Angebot sind auf Verlangen der AG folgende Kalkulationsformblätter beizulegen: 

K 2 Zuschlagsätze 

K 3 Bruttomittellohnpreise, Regielohnpreis 

K 3A Bruttomittellohnpreise 

K 3R  Bruttoregielohnpreise 

K 4  Bruttobaustoffkosten, Materialpreise 

K 6  Baugeräte 

K 6A Baugeräte (Ergänzung) 

K 7 Preisermittlung 

 

A.1.14 Über Verlangen der AG ist dem Angebot eine Referenzliste von erfolgreich durchgeführten 

Bauvorhaben beizulegen. Dieser Referenzliste sind Bescheinigungen über die ordnungsge-

mäße Ausführung der Bauvorhaben der letzten fünf Jahre beizufügen. Aus diesen Bescheini-

gungen der damaligen AG (mit Angabe von Adressen und Telefonnummern) müssen der 

Wert der Bauleistung, Zeit und Ort der Bauausführung, ob die Arbeiten den anerkannten Re-

geln der Technik entsprachen und ob sie ordnungsgemäß durchgeführt wurden, hervorge-

hen. Unrichtige Angaben können zum Ausscheiden des Angebots führen. Das Gleiche gilt 

auch für Subunternehmen bzw Subunternehmerleistungen. 

 

A.1.15 Der AN ist verpflichtet, die Örtlichkeiten, an denen die Arbeiten abgewickelt werden sollen, 

zu besichtigen. Er hat dabei sämtliche Voraussetzungen und Umstände, welche die Erfüllung 

des VERTRAGSGEGENSTANDES betreffen und insbesondere die Kosten beeinflussen könn-

ten, zu beurteilen. Über Bedenken bezüglich der in den Anfragegrundlagen beschriebenen 

Ausführungsarten hat der AN unter Wahrnehmung seiner Warn- und Hinweispflichten die 

AG unverzüglich schriftlich zu informieren. 

 

A.1.16 Der AN bzw seine Subunternehmer oder Sublieferanten besitzen die zur Erfüllung des VER-

TRAGSGEGENSTANDES notwendigen behördliche Berechtigungen, andernfalls die AG ohne 

weitere Frist vom Vertrag zurücktreten kann. 
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A.2 Zuschlag 

 

Zuschlagskriterium 

 

A.2.1 Der Angebotspreis: Das billigste der nicht ausgeschiedenen Angebote (dabei werden auch 

Alternativangebote und Angebote mit Nachlass bei gemeinsamer Vergabe berücksichtigt) er-

hält 100 Punkte in diesem Kriterium, jedes andere Angebot Punkte nach folgender Formel: 

(Preis des billigsten der nicht ausgeschiedenen Angebote) : (Preis des jeweiligen Angebotes) 

x 100. Dieses Kriterium ist mit 100 % gewichtet. 

 

A.2.2 Zur Vergabe gelangt die Kombination mit der höchsten Punkteanzahl. 

 

A.2.3 Bei Preis- und Qualitätsgleichheit wird PVC-freien Produkten der Vorzug gegeben, falls die 

Bedingungen des Ausschreibungstextes eingehalten werden. 

 

A.2.4 Das Anbot ist in einem verschlossenen, mit einer den Inhalt kennzeichnenden Aufschrift "AN-

BOT", Benennung des Bauvorhabens, Gewerk und Geschäftszahl bei der im Anbot bezeich-

neten Stelle rechtzeitig einzureichen. Im Falle einer Direktvergabe kann das Angebot auch 

per E-Mail oder Telefax eingereicht werden. 

 

A.2.5 Die Ausschreibungsunterlagen können auf Wunsch in digitaler Form beigestellt werden; (Da-

tenträger auf denen in ÖNORM-Schnittstellenformat das Leistungsverzeichnis in digitaler 

Form abgespeichert ist). Die ausgefüllten Leistungsverzeichnisse sind auf dem Datenträger 

abzuspeichern und dem Anbot bei Abgabe beizulegen. 

 

A.2.6 Die Abgabe des Anbotes in digitaler Form ersetzt nicht das schriftliche Ausfüllen des Leis-

tungsverzeichnisses. Bei Unstimmigkeiten zwischen digitaler und schriftlicher Form gilt das 

schriftlich ausgefüllte Leistungsverzeichnis. 

 

A.2.7 Die Zuschlagsfrist beginnt mit dem Tage der Anbotseröffnung und beträgt 3 (drei) Monate. 

Während dieser Frist ist der Bieter an sein Anbot gebunden, dh er darf es weder ändern noch 

zurückziehen. Wird die Zuschlagsfrist überschritten, so entsteht das Vertragsverhältnis erst 

nach schriftlicher Zustimmung durch den AN. 

 

 

Preise 

 

A.2.8 Die vom AN angebotenen Preise sind Nettopreise, die Umsatzsteuer ist am Schluss des An-

gebotes getrennt anzuführen. Der AN erklärt, dass in den vereinbarten Preisen alle Arbeiten, 

Leistungen und Lieferungen enthalten sind, die zur Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES 

gehören, auch wenn diese im Leistungsverzeichnis oder in der Leistungsbeschreibung nicht 

gesondert angeführt oder näher beschrieben sind.  
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A.2.9 Baustellenablaufbedingte Änderungen des Leistungsbeginns berechtigen den AN nicht zu 

Preisänderungen. Dies gilt auch im Falle einer Auftragsmehrung, -verzögerung oder -unter-

brechung. In diesem Fall besteht kein Anspruch auf Mehrentgelt wegen verlängerter Baure-

gie, Stillliegezeiten, Kosten für Baugeräte etc. 

 

A.2.10 Die angebotenen Preise sind unveränderliche Festpreise vorbehaltlich einer anders lauten-

den schriftlichen Vereinbarung zwischen den Vertragsparteien. Haben die Vertragsparteien 

veränderliche Preise vereinbart, erfolgt deren Berechnung nach Baukostenindex. Stichtag ist 

der Monatserste des Monats der Angebotslegung bzw der Monatserste jenes Monats, in wel-

chem die neu zu bepreisende Leistung zu erbringen ist. Vor einer etwaigen Preiserhöhung ist 

zum Zeitpunkt des Stichtages eine ausmaßmäßige Abgrenzung der erbrachten Leistungen 

durchzuführen. Sollte dies nicht erfolgen, kann die Preiserhöhung erst ab dem tatsächlichen 

Termin der Ausmaßabgrenzung erfolgen. 

 

A.2.11 Die im Leistungsverzeichnis enthaltenen Positionen bzw Leistungen sind, entsprechend dem 

beschriebenen Leistungsumfang, jede für sich allein kalkulatorisch zu erfassen und auszuprei-

sen. 

 

A.2.12 Der AG vom AN gewährte Nachlässe gelten auch für alle Änderungen, Ergänzungen und Er-

weiterungen dieses Auftrages. 

 

 

A.3 Vertragsgrundlagen 

 

 Grundlage der Vereinbarung zwischen AG und AN sind in absteigender Reihenfolge: 

 ein allfälliger Werkvertrag oder Auftragsbrief 

 ein allfälliges Verhandlungsprotokoll 

 diese AVB 

 das dem AN bekannte Leistungsverzeichnis  

 sämtliche Bedingungen der AG, soweit diese auf den Vertragsgegenstand zutreffen 

 das Angebot des AN 

 Bau- und Konstruktionspläne samt technischen Unterlagen, Baubewilligung und sonstige 

behördliche Bewilligungen 

 die einschlägigen Gesetze, Verordnungen, Bestimmungen, Normen und Auflagen, ÖNOR-

MEN sowie Richtlinien der einzelnen Innungen, soweit diese dem Auftragsschreiben nicht 

widersprechen 

 der Bauzeitplan (siehe Pkt. A.4) 

 

 

A.4 Durchführung, Leistungsfristen und Bauzeitplan 

 

A.4.1 Der AN hat die Leistung vertragsmäßig und entsprechend dem aktuellen Stand der Technik 

auszuführen. Dabei hat er außer gesetzlichen Bestimmungen, Normen und Richtlinien jeden-

falls die allgemein anerkannten Regeln der Technik einzuhalten. Die Erfüllung des VERTRAGS-

GEGENSTANDES erfolgt im Einvernehmen mit der AG unter Einsatz entsprechender Arbeits-

kräfte rasch, zügig und tunlichst ohne Unterbrechung. 
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A.4.2 Der AN darf mit schriftlicher Zustimmung der AG den Auftrag bzw Teilleistungen weiterge-

ben, dies unter Wahrung aller Auftragsbedingungen. Der AG steht das Recht zu, Subunter-

nehmer oder Sublieferanten ohne Angabe von Gründen abzulehnen. Die AG kann die Einsicht 

in den Subunternehmervertrag verlangen. Unbeschadet der Weitergabe von Arbeiten an 

Subunternehmer trägt der AN auch für die Arbeiten der Subunternehmung die volle Haftung. 

Die Verrechnung erfolgt zwischen AN und AG.  

 

A.4.3 Die AG behält sich vor, den AN anzuweisen, einen Bauzeitplan zu erstellen. Der AN ist sodann 

verpflichtet, einen solchen Bauzeitplan zu erstellen und rechtzeitig (jedenfalls vierzehn Tage) 

vor Beginn der Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES der AG zur Genehmigung vorzule-

gen.  

 

A.4.4 Ist ein Bauzeitplan vereinbart, ergeben sich Fristen und Termine aus diesem Bauzeitplan. Hat 

der AN Bedenken, infolge Leistungsänderungen oder zusätzlicher Leistungen den ursprüng-

lich vereinbarten Termin nicht einhalten zu können, hat er dies der AG unverzüglich und 

nachweislich anzuzeigen und bekannt zu geben, um welchen Zeitraum sich die Fristen ver-

längern werden. Stimmt die AG dieser Verlängerung nicht ausdrücklich zu, gilt die ursprüng-

lich festgelegte Leistungsfrist.  

 

A.4.5 Für die Arbeitseinstellung infolge Schlechtwetters ist die ausdrückliche Zustimmung der AG 

erforderlich. Sofern nichts anderes vereinbart ist, haben derartige Anpassungen keinen Ein-

fluss auf die ursprünglich vereinbarten Fristen und Termine, sodass eine von der AG akzep-

tierte Anpassung weder an einem eingetretenen Verzugsfall noch an einer der AG zustehen-

den Pönale etwas ändert. 

 

 

A.5 Vorkehrungen vor Beginn der Arbeiten 

 

A.5.1 Der AN verpflichtet sich rechtzeitig vor Beginn der Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES 

sämtliche Befundungen, Kollaudierungen und behördlichen Bewilligungen für die Durchfüh-

rung der Arbeiten zu veranlassen, zu erwirken und der AG unaufgefordert jeweils eine Ab-

schrift zu übersenden. 

 

A.5.2 Die Kosten, die aus den bei der Ausschreibung dem AN nicht bekannt gegebenen Befundun-

gen, Kollaudierungen und behördlichen Anordnungen erwachsen, trägt die AG nur insofern, 

als diese für den AN auf Grund der ihm zumutbaren Fachkenntnis und bei Anwendung pflicht-

gemäßer Sorgfalt nicht voraussehbar waren. 

 

A.5.3 Detailzeichnungen, Warenmuster und Vorlagen sowie statische Berechnungen sind nach 

Aufforderung durch die AG längstens acht Tage vor Ausführung der betreffenden Leistung 

vorzulegen. Die Kosten hierfür sind, sofern nicht anders vereinbart wurde, in den Einheits-

preisen inbegriffen. 

 

A.5.4 Der AN hat vor als auch während der Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES sämtliche zur 

Sicherung und Aufrechterhaltung des öffentlichen Verkehrs notwendigen Vorkehrungen zu 

treffen und allfällige Anordnungen der Behörde, der Polizei und der AG zu befolgen. 
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A.5.5 Die Kosten für Sicherung und Aufrechterhaltung des öffentlichen Verkehrs (auch erforderli-

che Verkehrslichtsignalanlagen) sind Bestandteil der angebotenen Preise des AN und daher 

in den Einheitspreisen berücksichtigt. 

 

A.5.6 Kommt es durch die Baumaßnahmen zu einer Störung oder Unterbrechung des öffentlichen 

Verkehrs, ist die AG berechtigt, diese zu beheben bzw durch Dritte beheben zu lassen und 

die entstandenen Kosten von der nächsten Teilrechnung des AN in Abzug zu bringen. 

 

 

A.6 Bautagebuch – Bauaufnahmebuch / Aufmaßblätter 

 

A.6.1 Auf Weisung der AG ist der AN verpflichtet, ein Bautagebuch zu führen. Im Bautagebuch sind 

sämtliche für die Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES relevanten Anordnungen und Vor-

kommnisse gewissenhaft einzutragen sowie der tägliche Baufortschritt zu beschreiben. Das 

Bautagebuch ist in regelmäßigen Abständen von den Vertragsparteien zum Zeichen der 

Kenntnisnahme zu unterfertigen. Der AN ist verpflichtet, die Einholung der Unterschrift der 

AG zu erwirken. Eintragungen des AN gelten als anerkannt, wenn die AG diese unterfertigt 

hat. 

 

A.6.2 Regieleistungen dürfen nur über Auftrag durch die AG ausgeführt werden. Für den Fall, dass 

der AN Regieleistungen zu erbringen hat, ist er jedenfalls verpflichtet, ein Bautagebuch zu 

führen. In diesem Bautagebuch hat der AN ordentliche Stundenlisten/Tagesberichte über die 

Regieleistungen zu führen und jeweils am Vormittag des folgenden Arbeitstages der AG, der 

örtlichen Bauleitung oder deren Beauftragten zur Bestätigung vorzulegen.  

 

A.6.3 Das Bautagebuch ist mit einem Durchschlag anzulegen (Original für AG, Durchschrift für AN). 

Eintragungen ins Bautagebuch dienen nicht als Aufmaßfeststellung. Ebenso gelten Eintragun-

gen von Maßeinheiten in das Bautagebuch dadurch nicht als anerkannt. 

 

A.6.4 Der AN ist verpflichtet, zur Feststellung der Ausmaße der geleisteten Arbeiten, Aufmaßblät-

ter zu führen. Die Aufmaßfeststellung hat gemeinsam mit der AG laufend zu erfolgen. Die 

Richtigkeit der Aufmaßfeststellungen ist durch Unterschrift der Vertragsparteien zu bestäti-

gen. 

 

 

A.7 Nebenleistungen 

 

A.7.1 Die Sicherung der für die Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES eingesetzten Geräte und 

Materialien gegen Missbrauch und Diebstahl obliegt dem AN. 

 

A.7.2 Der AN haftet für sämtliche Ansprüche, welche aus der Nutzung von Grundstücken außerhalb 

der für die Bauarbeiten vorgesehenen Grundstücke herrühren. Der AN hat die AG dahinge-

hend schad- und klaglos zu halten. Der Bezug von Bauwasser aus dem öffentlichen Wasser-

netz der Stadtgemeinde Klosterneuburg ist nur nach Erwirkung einer „Hydrantenbenützungs-

bewilligung“ möglich und die Kosten hierfür sind in die Einheitspreise einzurechnen. 
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A.7.3 Der AN hat während der Bauarbeiten alle notwendigen Maßnahmen zur Verhinderung der 

Verunreinigung der vertragsgegenständlichen Arbeitsstätten und Transportwege zu treffen 

und insbesondere, aber nicht ausschließlich, betroffene öffentliche Straßen laufend von Bau-

verunreinigungen zu säubern. Die Kosten hierfür sind in die Einheitspreise einzurechnen. Den 

diesbezüglichen Anordnungen der AG ist unbedingt Folge zu leisten, widrigenfalls der AN 

allfällige Kosten zu tragen hat. 

 

A.7.4 Der AN ist verpflichtet, Verpackungsmaterialien, Bauschutt und den durch ihn verursachten 

Abfall im Sinne der geltenden Gesetze und Verordnungen rasch zu entsorgen. Die Kosten 

hierfür sind in die Einheitspreise einzurechnen und werden nicht gesondert bezahlt. Die AG 

behält sich vor, die Entfernung von trotz Aufforderung nicht ordnungsgemäß entsorgtem 

Müll oder Bauschutt zu veranlassen. Die Kosten dafür werden dem AN bei der Schlussrech-

nung in Abzug gebracht. 

 

A.7.5 Vertragssprache ist Deutsch, sofern nichts anderes vereinbart wird. Dies betrifft sämtliche im 

Zusammenhang mit der Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES stehende Korrespondenz 

zwischen den Vertragsparteien. Der AN verpflichtet sich zu den von der AG einberufenen 

Baustellenbesprechungen einen bevollmächtigten und informierten sowie fachlich fundier-

ten Vertreter zu entsenden, wobei hiefür keine gesonderte Vergütung erfolgt. 

 

A.7.6 Dem AN ist es untersagt, jegliches Aushubmaterial im Naturpark Eichenhain abzulagern oder 

ablagern zu lassen. Das Gebiet des Naturparks Eichenhain erstreckt sich von der Bundes-

straße Nr. 14 ab der Einmündung der Hagenbachklamm, Straßenzug in der KG Klosterneu-

burg: Hundskehle - Rathausplatz - Leopoldstraße - Agnesstraße - Landeshauptstraße Nr. 116 

- Landeshauptstraße Nr. 120 - Landesstraße Nr. 2010 - Hagenbach - Hagenbachklamm bis zur 

Bundesstraße Nr. 14 (= Ausgangspunkt der Beschreibung). 

 

A.7.7 Sollte der AN diesem Verbot zuwiderhandeln, wird eine Vertragsstrafe von € 10.000,00 aus-

drücklich vereinbart und verpflichtet sich der AN unabhängig vom Ausmaß des verursachten 

Schadens diese Vertragsstrafe an die AG zu entrichten. Darüber hinaus bleibt es der AG un-

benommen, alle Schadenersatzansprüche gegen den Verursacher zu stellen. 

 

 

A.8 Rechnungen 

 

A.8.1 Es können grundsätzlich nur vertragsgemäß erbrachte Leistungen in Rechnung gestellt wer-

den. Rechnungen ohne Bestell-, UID- oder Kontonummer werden nicht angenommen.  

 

A.8.2 Im Fall von Regieleistungen sind das Bautagebuch sowie die darin erfassten Stundenlis-

ten/Tagesberichte als Basis für die Abrechnung dieser Leistungen heranzuziehen sofern 

nichts Gegenteiliges vereinbart wurde. 

 

A.8.3 Leistungsabgrenzungen (insbesondere bei Preiserhöhungen) sind im Bautagesbericht res-

pektive Aufnahmebuch zu vermerken und durch Unterschrift der AG und des AN zu bestäti-

gen. 
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A.8.4 Nicht genehmigte Abweichungen vom Auftrag gelten als Vertragsverletzung und sind auf 

Kosten des AN zu beheben. Mehr- oder Minderkosten einer von der AG schriftlich angeord-

neten Projektänderung sind der AG unverzüglich bekannt zu geben. 

 

 

A.9 Rechnungslegung/Abrechnung 

 

A.9.1 Die Legung von durchnummerierten Teilrechnungen kann monatlich, muss aber mindestens 

vierteljährlich erfolgen. Diese Teilrechnungen haben den gesamten erbrachten Leistungsum-

fang, jeweils ab Baubeginn aufmaßmäßig zu erfassen. 

 

A.9.2 Die Schlussrechnung mit beigelegten Abrechnungsplänen ist innerhalb von 4 (vier) Wochen 

nach Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES vorzulegen. Material-, Lohn- und Regiekosten 

sind genau aufzuschlüsseln, da sonst Nachforderungen für gesetzliche Preiserhöhungen nicht 

anerkannt werden. 

 

A.9.3 Zessionen von Forderungen an Dritte sind nur mit der ausdrücklichen Zustimmung der AG 

zulässig. 

 

A.9.4 Im Zuge der Endabrechnung wird über das von der AG etwaig beigestellte Material eine Bi-

lanz aufgestellt und die dadurch errechnete Summe von der Schlussrechnungssumme in Ab-

zug gebracht. Eine etwaige Materialrückgabe ist im Bautagebuch zu vermerken und die Über-

nahme von der AG zu bestätigen. 

 

 

A.10 Übernahme 

 

A.10.1 Der AN hat der AG die Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES ehestens und nachweislich 

mitzuteilen und sie zur Übernahme im Sinne der ÖNORM A 2060 aufzufordern. Über das Er-

gebnis der Übernahme hat der AN eine Niederschrift in zweifacher Ausfertigung zu verfassen. 

Die Niederschrift ist von der AG zu unterschreiben.  

 

A.10.2 Sofern die Möglichkeit einer Teilübernahme zwischen den Vertragsparteien vereinbart 

wurde, gilt Pkt. A.11 (Skonto) sinngemäß. 

 

A.10.3 Teilweise Benützungen bzw Inbetriebnahmen von Bauteilen gelten nicht als Übernahme. 

 

A.10.4 Bei gleichzeitiger Vergabe an mehrere Firmen (zB Arbeitsgemeinschaften) erfolgt die Ab-

nahme gleichzeitig für alle AN nach endgültiger Fertigstellung. Zur Überprüfung der Schluss-

rechnung werden benötigt: 

 Aufnahmeblätter 

 Bautagesberichte 

 Regiezeitenbestätigungen 

 Massenermittlung 

 Summenblätter 

 Schlussrechnung 
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A.10.5 Als Eingangsdatum der Schlussrechnung gilt jener Zeitpunkt, ab dem alle unter Pkt. A.10.4 

angeführten Unterlagen bei der AG vorliegen. 

 

A.10.6 Erstreckt sich die Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES über zwei oder mehrere Kalender-

jahre, hat der AN der AG die Durchführung einer Teilabnahme der bis zum jeweiligen Ende 

des Kalenderjahres erbrachten Leistungen unter Vorlage der entsprechenden Unterlagen 

vorzuschlagen und eine diesbezügliche Teilschlussrechnung zu legen. 

 

A.10.7 Für die Berechnung der Gewährleistungsfristen sind die Zeitpunkte in den Punkten A.10.1 

und A.10.2 maßgebend. 

 

 

A.11 Skonto 

 

A.11.1 Angebotene Skonti werden für jede Teilrechnung gesondert abgezogen (dh einmal zu Recht 

abgezogene Skonti werden bei nachfolgenden Rechnungen nicht mehr ausbezahlt). 

 

A.11.2 Die Zahlungsbedingungen sind auf der Rechnung auszuweisen. 

 

 

A.12 Sicherstellungen 

 

A.12.1 Sollte der Fortgang der übernommenen Arbeiten zur Annahme berechtigen, dass der AN 

diese innerhalb der vereinbarten Fristen nicht fertig stellen kann, oder wenn dadurch eine 

nicht ordnungsgemäße Vollendung zu befürchten ist, steht der AG nach zweimaliger frucht-

loser schriftlicher Aufforderung zur ordnungsgemäßen Vertragserfüllung das Recht zu, den 

Vertrag vorzeitig zu beenden und die verbleibenden Arbeiten von dritter Seite ausführen zu 

lassen. Eventuell sich daraus ergebende Mehrkosten sind vom AN zu tragen (zB Einbehaltung 

der noch nicht bezahlten Leistungsentgelte) und werden von der Kaution einbehalten. 

 

A.12.2 Von Teilrechnungen wird ein Deckungsrücklass in der Höhe von 7 % abgezogen. Dieser wird 

in bar einbehalten und kann nicht durch die üblichen Sicherstellungen abgelöst werden. Der 

Haftrücklass beträgt 5 % der überprüften Bruttoschlussrechnungssumme und kann durch ei-

nen Bankgarantiebrief ersetzt werden. 

 

A.12.3 Die einbehaltenen Rücklässe dienen auch zur Sicherstellung allfälliger Schadenersatzansprü-

che.  

 

 

A.13 Pönale 

 

A.13.1 Der AN verpflichtet sich, alle angebotenen bzw vereinbarten Termine einzuhalten. Sollten 

unternehmensinterne Ereignisse eintreten, die eine vertragsgemäße Fortführung der Arbei-

ten unmöglich machen, ist die AG unverzüglich zu verständigen.  
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A.13.2 Fristverlängerungen bedürfen einer einvernehmlichen, schriftlich beiderseits zu bestätigen-

den Vereinbarung. Gerät der AN durch sein Verschulden in Verzug (Nichteinhaltung verein-

barter Termine), so wird eine PÖNALE von 0,5 ‰ der Nettoschlussrechnungssumme, min-

destens jedoch € 150,00 (hundertfünfzig) je Kalendertag bei der nächst fälligen Rechnung 

einbehalten. Die Einbehaltung der Vertragsstrafe durch die AG entbindet den AN nicht von 

seiner Verpflichtung zur Erbringung seiner Leistungen. Leistungsverzögerungen durch Sub-

beauftragte werden jedenfalls dem AN zugerechnet. 

 

 

A.14 Schadensminderungspflicht 

 

A.14.1 Allfällige Bauschäden, die der AN im Zuge der Erfüllung des VERTRAGSGEGENSTANDES ver-

ursacht, hat dieser selbst zu beheben. Der AN hat bei Wahrnehmung eines derartigen Scha-

dens alles zu unternehmen, um diesen so gering als möglich zu halten, und sofort die AG zu 

unterrichten. Sollte trotz Aufforderung eine Wiederherstellung nicht binnen 30 Tagen erfol-

gen, ist die AG berechtigt, die Ersatzvornahme durchführen zu lassen und die Kosten dem AN 

in Rechnung zu stellen. 

 

A.14.2 Die AG behält sich vor, Baufolgeschäden auch nach Schlussabnahme gegenüber dem AN gel-

tend zu machen. Die Bestimmungen bezüglich der Gewährleistung (Haftzeit) bleiben davon 

unberührt. 

 

 

A.15 Gerichtsstand, anwendbares Recht 

 

A.15.1 Für allfällige Streitigkeiten aus oder in Zusammenhang mit der gegenständlichen Leistungs-

erbringung wird die ausschließliche Zuständigkeit des für die Stadtgemeinde Klosterneuburg 

sachlich zuständigen Gerichts vereinbart. 

 

A.15.2 Es gilt ausschließlich österreichisches Recht mit Ausnahme des UN-Kaufrechts und der Ver-

weisungsnormen. 

 

 


